
Dienstvereinbarung

tür elektromechanische Schließanlagen in Gebäuden der UdK-Berlin

zwischen

dem Präsidenten der Universität der Künste Berlin

und

dem Personalrat der Universität der Künste Berlin

~ 1 Gegenstand und Zweck

Gegenstand dieser Dienstvereinbarung ist die Einführung und der Betrieb von elektromechanischen Schließanlagen
in den Gebäuden der UdK Berlin.

Die elektromechanische Schließung, bei der sich die Leistungsmerkmale von Elektronik und Mechanik der kabellosen
Schließzylinder-Technik vereinigen, soll dazu dienen, dass in Zukunft eine einheitliche Funktionsfähigkeit im Schließ-
system geschaffen wird sowie auf erhöhte Sicherheitsanforderungen angemessen reagiert werden kann.

Wesentliches Merkmal einer solchen Schließung ist die universelle Nutzbarkeit der Schlüssel durch einfache Pro-
grammierung für die Zugangsberechtigung. DiesesSchließanlagen-Konzept soll bei Erweiterungen und Veränderun-
gen sowie bei häufigem Wechsel von Benutzern und Benutzerinnen ein gleich bleibend hohes Sicherheitsniveau
gewährleisten.

~ 2 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt:
• unmittelbar für alle Dienstkräfte der UdK Berlin im Sinne von 9 3 LPersVGBerlin,
• für alle elektromechanischen Schließsysteme in UdK-eigenen Gebäuden.

~ 3 Leistungsmerkmale

Elektromechanische Schließsystemewerden wie folgt dokumentiert:
• Übersichtspläne der Gebäude, in denen ein Systemeingebaut wird
• Dokumentation der Speicherung der Zugangsdaten
• Die in der UdK zugelassenen Leistungsmerkmale

Der technische Betrieb der für das System erforderlichen Rechentechnik erfolgt im Intranet der UdK Verwaltung. Das
Sicherheitskonzept "Intranet" wird um dieses Verfahren erweitert.

Der Personalrat ist jederzeit berechtigt, Einsicht in die Systemdokumentationen zu nehmen.
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~ 4 Sicherheitstechnische Aspekte

Regelung für Zugriff auf die Speicherdaten der elektromechanischen Schließanlagen:

A. Voraussetzungen
Für eine Genehmigung zum Auslesen der maximal 50 letzten Speicherdaten aus einem Schließzylinder sind folgende
Voraussetzungen nötig:
a) Die Antragstellenden müssen darlegen, dass sich Unbefugte Zugang zu den verschlossenen Räumen verschafft

und dort unrechtmäßige Handlungen begangen haben, z.B. Diebstahl, Sachbeschädigung oder unbefugten
Zugriff auf Datenverarbeitungsanlagen (insbesondere 99 202 a, 303 a, 303 b StGB).

b) Der Zeitraum, in dem der Vorfall stattgefunden haben soll, ist näher einzugrenzen. In der Regel sollte er 10 Tage
nicht überschreiten. Sollte dies nicht möglich sein, muss der max. Zeitraum mit dem/der behördlichen Daten-
schutzbeauftragten abgestimmt werden.

c) Die Antragstellenden sind die örtlichen Schließanlagenverwalter/innen. Über den Antrag entscheidet der Kanz-
ler. Je einen Ausdruck der letzten Schließungen erhalten die Antragsteller und die Betroffenen. Die Betroffenen
können die Personalvertretung hinzuziehen.

B. Informationspflicht
Von einem Zugriff auf die gespeicherten Daten in den Schließzylindern sind der Personalrat und der Datenschutzbe-
auftragte zu informieren. Personalrat und Datenschutzbeauftragter sind berechtigt, beim Auslesen von Daten anwe-
send zu sein.

C. Verwendung der Auswertungsergebnisse
Folgende Verfahrensweise wird festgelegt:
a) Zuerst ist zu ermitteln, ob in dem nach 9 4 A b) festgelegten Zeitraum Schließungen erfolgt sind und ggf. an

wen die verwendeten Schlüsselausgegeben wurden.
b) Von der Dienststelle wird danach geprüft, ob evtl. diese Schlüsselden Berechtigten abhanden gekommen sind.
c) Die Polizei wird informiert, sofern konkrete Anhaltspunkte für einen Zusammenhang zwischen den vorgenom-

menen Schließungen und der festgestellten unrechtmäßigen Handlung gern. 9 4 A a) bestehen.

~ 5 Betriebskonzept

1) Die Ausgabe der Schlüsselwird von der Dienststelle kontrolliert und dokumentiert. Die Benutzung von Pro-
grammiergeräten und/oder Programmierschlüsseln ist hierzu beauftragten Dienstkräften gestattet, die Geräte
und/oder Schlüsselsind verschlossen aufzubewahren.

2) Zugriffsberechtigung auf die gespeicherten Daten haben nur die von der Dienststelle beauftragten Dienstkräfte
des Referats für Planung, Organisation und Datenverarbeitung (DVOrg) und die/der behördliche Datenschutzbe-
auftragte.

3) Die Ausgabe der elektromechanischen Schlüsselan die UdK-Beschäftigten erfolgt kostenlos. Für Aus- und Rück-
gabe von Schlüsseln sowie einem eventuellen Verlust gelten die" Richtlinien über die Schlüsselvergabe und
-verwaltung in Gebäuden und Räumen der Universität der Künste Berlin (Schlüsselvergabe-Richtlinien)" in der
jeweils geltenden Fassung.
Die Beschäftigten erhalten bei Schlüsselausgabeje ein Exemplar der Dienstvereinbarung und der Schlüsselver-
gabe-Richtlin ien.

4) Die eingesetzten Dienste dürfen nicht zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle genutzt werden.

~ 6 Rechte des Personalrats

1) Der Personalrat ist jederzeit nach vorheriger kurzfristiger Anmeldung berechtigt, die Einhaltung der Vereinba-
rung zu prüfen.

2) Der Personalrat hat das Recht auf Einblick sowohl in die Dokumentation als auch auf Auskunft über vorhandene
Programme, Datenfelder und Strukturen von Dateien sowie über die Systembedienung.

3) Weitere Beteiligungsrechte des Personalrats gern. LPersVGBerlin bleiben unberührt.
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~ 7 Kündigung

1) Diese Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden.
2) Diese Kündigung bedarf der Schriftform. Nach Kündigung wirkt diese Dienstvereinbarung so lange nach, bis eine

neue Dienstvereinbarung zur elektromechanischen Schließanlage in den UdK-Gebäuden zwischen den Parteien
abgeschlossen ist, längstens jedoch ein Jahr.

~ 8 Inkrafttreten

Diese Dienstvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.

Prof. Martin Rennert
Präsident der UdK Berlin
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Berlin, den 3 /).# . 2006

d
/Personalrat der UdK Berlin
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